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Vorwort: Gender Budgeting – auch für den 
Bundeshaushalt!
Mit Blick auf die Gleichstellung der Geschlechter sind in den letzten Jahren wichtige 

Fortschritte erzielt worden: Von der Einführung des Mindestlohns profitieren ins-

besondere Frauen, der Ausbau der Kindertagesbetreuung wurde vorangetrieben, 

mit dem Elterngeld Plus wurden flexiblere Angebote bei der Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf für Frauen und Männer geschaffen, eine Frauenquote für Auf-

sichtsräte wurde eingeführt und ein Lohngerechtigkeitsgesetz verabschiedet. Es ist 

allen klar: Gleichstellung hat einen unmittelbaren Bezug zu der Frage der gerechten 

Verteilung von Ressourcen und Mitteln. Seit vielen Jahren bietet das Gender Bud-

geting das konkrete finanzpolitische Instrumentarium, um einen weiteren wichtigen 

Hebel an die Umsetzung der Strategie des Gender Mainstreaming anzusetzen. Auch 

das Gutachten der Kommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesre-

gierung empfiehlt, für die „Stärkung von Strukturen und Instrumenten für die 

Durchsetzung von Gleichstellung“ die Etablierung einer gleichstellungsorientierten 

Haushaltspolitik – eben Gender Budgeting – auf der Bundesebene. 

Diesem Thema widmet sich die vorliegende Kurzexpertise und geht dabei insbe-

sondere zwei Fragen nach: Welche Argumente sprechen für die Einführung von 

Gender Budgeting? Und: Wie kann Gender Budgeting (auch auf Bundesebene) 

implementiert werden? Dabei werden zahlreiche Beispiele aus dem nationalen wie 

auch dem internationalen Kontext vorgestellt, die zeigen, dass Gender Budgeting 

vielerorts bereits selbstverständlicher Teil moderner Haushaltsführung ist. Es ist an 

der Zeit, das Potenzial von Gender Budgeting für eine wirkungsvolle, gerechte und 

transparente Verteilung öffentlicher Ressourcen auch auf Bundesebene zu nutzen.

Noch ein kurzer Hinweis zur Lektüre: Im Text finden sich Verweise auf weiterführende 

Informationen. Um diese möglichst direkt zugänglich zu machen, führen Kurzlinks am 

Seitenrand zu den Quellen. Die Passagen, auf die sich die Links beziehen, sind im Text 

farblich hinterlegt. In der pdf-Version können die Kurzlinks direkt per Klick genutzt werden. 

Sollten Sie ein Printexemplar der Expertise in den Händen halten, können Sie durch die 

Eingabe der Kurzlinks in Ihrem Browser ebenfalls auf kurzem Weg zu den Informationen 

gelangen. Alle Quellen finden Sie aber auch „ganz klassisch“ im Literaturverzeichnis. 

Wir hoffen, dass diese Expertise all diejenigen unterstützen kann, die sich für die 

Entfaltung der Potenziale einer gleichstellungsorientierten Haushaltspolitik einsetzen.

Wir wünschen Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre!	 

Dr. Stefanie Elies und Jonathan Menge,	  

Forum Politik und Gesellschaft, Friedrich-Ebert-Stiftung
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Mit den darin festgelegten Mitteln erfüllt der Staat seine Aufgaben und fördert die 

Entwicklung der Gesellschaft: Es werden öffentliche Güter (z. B. Bildung, Gesund-

heitsdienste, Infrastruktur) bereitgestellt und der Zugang zu ihnen gestaltet. Für 

gewünschte Verhaltensweisen wie Umweltschutz, wirtschaftliches Engagement 

u. v. a. werden Anreize gesetzt, während unerwünschtes Verhalten, z. B. über 

Besteuerung, sanktioniert wird. Wer oder was Geld erhält – oder eben nicht –, zeigt 

in Demokratien an, welche gesellschaftlichen Bereiche, welche Aktivitäten und 

Verhaltensweisen als richtig und wichtig und als unterstützenswert, also finanziell 

förderungswürdig, anerkannt werden. 

Wer jedoch als Nicht-Kämmerer einen öffentlichen Haushaltsplan aufschlägt, findet 

darin wenig zugängliche Information. Zielsetzungen, erwünschte Wirkungen und 

eine Erklärung, wie mit der Geldausgabe oder -einnahme gesteuert werden soll, 

sucht man in den meisten Haushaltsplänen vergeblich. Das Dokument, in dem alle 

politischen Entscheidungen in Euro abgebildet werden, ist für den Souverän, das 

Volk, ein Buch mit sieben Siegeln. Es fehlt an Transparenz: einer grundlegenden 

Voraussetzung für Beteiligung, Teilhabe und Kontrolle. Dabei ist Haushaltspolitik 

ein zentrales Regierungsinstrument, das positive gesellschaftliche Entwicklungen 

steuern und darüber hinaus modernes Regieren ermöglichen kann. 

Bedingung hierfür ist, dass die Haushaltspolitik den Anforderungen einer Demo-

kratie – wie Geschlechtergerechtigkeit und Transparenz – gerecht wird. Gender 

Budgeting kann eine wirkungsvolle und gerechte Verteilung von öffentlichen Gel-

dern sicherstellen, staatliche Haushalte transparent und für eine interessierte Öf-

fentlichkeit als Instrument der Partizipation zugänglich machen. Eine moderne 

Demokratie mit guter Regierungsführung braucht Gender Budgeting. 
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Zusammenfassung
Der öffentliche Haushalt ist in Zahlen gegossene Politik. Geschlechterdifferenzierte 

Analysen zur Verwendung öffentlicher Gelder zeigen, dass es auch bei der Verteilung 

staatlicher Gelder zu Diskriminierungen von Frauen und Männern kommt. Das hat er-

hebliche Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Verhältnisse und die konkreten Le-

bensbedingungen der Menschen. Mit der Strategie des Gender Budgeting kann dem 

begegnet werden: Der tatsächliche gesellschaftliche Bedarf und die Wirkungen des 

Mitteleinsatzes werden analysiert, Prozesse der Finanzplanung, des Vollzugs und der 

Rechnungslegung werden transparent gestaltet. Bürger_innen erhalten zugänglich 

aufbereitete Haushaltsinformationen. Die finanziellen Ressourcen einer Gesellschaft 

werden so gerecht und wirkungsvoll zwischen Frauen und Männern verteilt, die Gleich-

stellung der Geschlechter kommt voran. Gender Budgeting wird international als Inst-

rument für „Good Financial Governance“ anerkannt und in deutschen Kommunen und 

Bundesländern angewandt. Es ist an der Zeit, dass die Bundesrepublik Gender Budge-

ting für den Bundeshaushalt nutzt. 

Die Verteilung öffentlicher Gelder: 	 	
gut gemeint ist nicht gut genug	  	
Ein Milliarden-Programm zum Erhalt von Arbeitsplätzen in einer Wirtschaftskrise 

wird aufgelegt, um gemeinschaftlich zu finanzieren, dass Menschen ihre Arbeit 

behalten und konjunkturbedingte Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen 

ausgeglichen werden. Dann gehen 80 Prozent der Mittel an Männer, die in guten 

Beschäftigungsverhältnissen arbeiten (tariflich bezahlt, unbefristet, Vollzeit). Nur 

ein Fünftel von knapp sechs Milliarden Euro öffentlicher Krisenhilfe wird für Frauen 

in solchen Arbeitsverhältnissen aufgewendet. An den schon vor der Krise prekären 

Beschäftigungsverhältnissen (nicht tariflich bezahlt, befristet, Teilzeit), in denen 

typischerweise Frauen arbeiten, geht das Geld vorbei – so geschehen mit dem 

Kurzarbeitergeld der Konjunkturpakete der Jahre 2008/2009 (Kuhl 2010). Es steht 

zu bezweifeln, ob das Geld dort ankam, wo Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen 

am stärksten durch die Krise gefährdet waren. Neben dieser Frage der Wirkungs-

gerechtigkeit stellt sich auch die nach der Verteilungsgerechtigkeit, ob also die 

öffentlichen Mittel fair zwischen Arbeitnehmer_innen verteilt wurden und beide 

Gruppen gleichberechtigt Zugang zu den staatlichen Hilfen hatten. 

Wirtschaftsprogramme, wie die Konjunkturpakete, stehen im Haushaltsplan, der 

alle Einnahmen und Ausgaben enthält, die von der Politik beschlossen werden. Der 

öffentliche Haushalt ist der in Zahlen gegossene politische Wille, der in jeder Haus-

haltsdebatte von den Volksvertreter_innen aufs Neue bestätigt und verhandelt wird. 
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Gender Budgeting ist eine Strategie, um öffentliche Haushaltspolitik wirkungs-

voller, gerechter und transparenter zu gestalten, indem die Prozesse der Haushalt-

politik (Aufstellung, Beschluss, Vollzug, Entlastung bzw. Kontrolle) und die Einnah-

men (z. B. Steuern) und Ausgaben (z. B. Subventionen, Zuwendungen) systematisch 

und unter der Maßgabe der Geschlechtergerechtigkeit analysiert, bewertet und 

geplant werden.  

Seit den 1980er Jahren entwickelten zuerst in Australien zivilgesellschaftliche, frauen-

politische Gruppen (gender budget initiatives) den Ansatz des Gender Budgeting (EGBN 

o. J.). Das Ziel: Der Haushalt soll zum einen die nötigen Informationen für gute, evi-

denzbasierte politische Entscheidungen liefern und zum anderen sollen öffentliche 

Mittel auch dem Ziel der Geschlechtergerechtigkeit dienen. Eine gerechte Verteilung 

von Geldern zwischen Frauen und Männern soll zum Normalfall werden. Darüber 

hinaus werden die Prozesse der Haushaltspolitik so gestaltet, dass Männer und Frau-

en tatsächlich gleichberechtigt beteiligt werden.

Diese im englischen Sprachraum entstandenen Ansätze des Gender Budgeting (oder 

auch Gender Responsive Budgets) wurden ab den frühen 2000er Jahren im deutsch-

sprachigen Raum von zivilgesellschaftlichen Initiativen aufgegriffen und von Regierun-

gen je nach Ebene der Gebietskörperschaft dem jeweiligen Haushaltswesen angepasst. 

Der Begriff Gender Budgeting wurde hierbei als Fachterminus übernommen oder aber 

dessen Sinngehalt in die deutsche Verwaltungssprache übersetzt: „Geschlechterge-

rechte Haushaltsplanung“ (Erbe 2003) oder „Gleichstellungsorientierte Haushaltssteu-

erung“ sind Beispiele deutscher Fachbegriffe für Gender Budgeting.  

Gender Budgeting richtet Haushaltspolitik systematisch gleichstellungsorientiert aus 

und stellt damit die Anwendung von „Gender Mainstreaming im Budgetprozess“ 

(Council of Europe 2005) bzw. das „finanzpolitische Instrumentarium der Strategie 

des Gender Mainstreaming“ dar (IMAG o. J. a). 

Gender Mainstreaming ist die in der Europäischen Union verbindliche Strategie, 

um Gleichstellung zwischen Männern und Frauen zu fördern und Ursachen für 

Diskriminierung und strukturelle Ungleichheiten zu beseitigen. Gleichstellung ist 

durchgängig Querschnittsaufgabe (Amsterdamer Vertrag Art. 2 und 3, Abs. 2) und 

soll in Deutschland durch „alle politischen, normgebenden und verwaltenden Maß-

nahmen“ (Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien § 2) gefördert 

werden. Damit soll der grundgesetzliche Auftrag des Staates, die tatsächliche Gleich-

berechtigung von Frauen und Männern zu erreichen, umgesetzt werden (Art. 3, 

Abs. 2, Satz 2 GG).
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Mit Gender Budgeting kann beispielsweise analysiert werden, wie Mittel zwischen 

männlich und weiblich dominierten Gesellschaftsbereichen (z. B. Subventionen für 

Unternehmen mit Normalarbeitsverhältnissen oder für Wirtschaftsbereiche mit vor 

allem prekärer Beschäftigung; Förderung von motorisiertem Individualverkehr oder 

von öffentlichem Personennahverkehr) oder zwischen Männern und Frauen (z. B. 

Sozialversicherungsansprüche bei Steuerklasse III oder V) verteilt werden. Gender 

Budgeting zeigt neben der Verteilung auf, welche Wirkungen die Mittelverteilung 

auf die gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse und die Entwicklung von Gleich-

stellung nach sich zieht. Damit kann verhindert werden, dass die Verteilung von 

Geldern unbeabsichtigt einseitig nur einer Gruppe zugutekommt (mittelbare Dis-

kriminierung), einseitig bestimmte Lebensmodelle fördert oder dass Mittel nicht 

entsprechend dem erforderlichen Zweck eingesetzt werden. 

Mit Gender Budgeting treffen Verantwortliche für öffentliche Haushalte ihre Ent-

scheidungen in Kenntnis des gesellschaftlichen Bedarfs und der Wirkungen des 

Mitteleinsatzes. Haushaltspolitik wird als Instrument für eine zielorientierte und 

effektivere Politik nutzbar. 
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Leistungs-Rechung, erweitert. Die Kameralistik gilt als inputorientiert, da die ein-

gesetzten Geldmittel im Zentrum stehen. Der Bundeshaushalt wird mit erweiterter 

Kameralistik verwaltet.

Der jüngere Ansatz ist die betriebswirtschaftlich orientierte Doppik (Doppelte Buch-

führung in Konten), die vor allem den Bestand und die Veränderung von Schulden 

und Vermögen (z. B. durch Abschreibungen) in der Bilanz abbildet. Zentrale Aspek-

te bilden die Aufwendungen und Erträge. Die Doppik gilt als outputorientiert, da 

die Steuerung der Mittel und die erzielten Ergebnisse im Zentrum stehen. Viele 

Kommunen und einige Bundesländer haben auf die Doppik umgestellt.

Bei den Modernisierungsbestrebungen im Haushaltswesen geht es auch darum, die 

Verteilung der Mittel und deren Wirkungen aussagekräftiger und zugänglich dar-

zustellen. Die Arbeit der öffentlichen Verwaltung, die die Mittel vergibt und ein-

nimmt, soll sich stärker an Zielen und Ergebnissen ausrichten. Diese Aspekte sind 

wichtige und demokratierelevante Argumente für die Weiterentwicklung öffentli-

cher Rechnungswesen und werden als zentral für eine gute Regierungsführung 

(Good Governance) verstanden. Die Haushaltspläne entwickeln sich von reinen 

Zahlenwerken für Kämmerer_innen hin zu „sprechenden Haushalten“, die Informa-

tionen und Daten für Volksvertreter_innen und interessierte Bürger_innen liefern. 

Der Haushaltsprozess und der Haushaltsplan werden so zu handhabbaren politi-

schen Instrumenten: Neben der Rechenschaftslegung und Planung werden die 

Wirkungen der öffentlichen Gelder sichtbar und die Mittelverteilung kann für eine 

zielgerichtete, demokratische Steuerung eingesetzt werden. 

Transparenz und gesellschaftliche Wirkungsorientierung ergeben Kernpunkte 

der modernen Haushaltsführung. Die Verteilungs- und Wirkungsgerechtigkeit 

öffentlicher Ressourcen zwischen Bürger_innen ist eine Zielsetzung der Gleich-

stellungspolitik. Mit Gender Budgeting wird beides gefördert. 

Historisch ist das Budgetrecht des Parlaments, über die Verwendung der öffentlichen 

Gelder zu entscheiden, ein wesentlicher Ausgangspunkt für die Entwicklung demo-

kratischer Regierungssysteme. Mit dem Budgetrecht wird obrigkeitsstaatliches 

Handeln kontrollierbar und sichergestellt, dass die Regierung Mittel in dem vom 

Parlament beschlossenen Sinne einsetzt. In etablierten Demokratien, die ja auf einem 

umfassenden Gleichheits- und Gerechtigkeitsversprechen gründen, gerät nun auch 

dieser Einsatz von öffentlichen Geldern in den Blick. Denn ob eine Subvention für 

die verarbeitende Industrie oder aber ein Förderprogramm im Bereich der Bildung 

aufgelegt wird, ob Steuern für kleine oder doch für mittlere und große Unternehmen 

verändert werden, ob Arbeitsmarktpolitik für tariflich oder eher für prekäre Beschäf-

tigte gestaltet wird, ob Einkommensteuern individuell oder stattdessen auf Haus-

haltsebene veranschlagt werden, ob Haupt- oder Zuverdienende steuerlich belastet 

oder entlastet werden: Jede wirtschafts-, steuer- und finanzpolitische Entscheidung 

wirkt sich auf die Geschlechterverhältnisse und – meist sehr unterschiedlich – auf 

das Leben von Frauen und Männern aus. 

Heute wird Haushaltspolitik darum nicht nur als Grundlage, sondern als zentrales 

Instrument für die Weiterentwicklung der Demokratie gesehen (Bormann et al. 

2017). Mit der demokratisch relevanten Frage der Verteilung von Geld (Verteilungs-

gerechtigkeit) und dessen Wirkungen (Wirkungsgerechtigkeit) ist auch die Frage 

nach der Transparenz und Nützlichkeit der Rechenschaftslegung in den Blick gera-

ten. Lange vor der Finanz- und Wirtschaftskrise und den folgenden Staatskrisen 

war deutlich geworden, dass die bisherigen Systeme der öffentlichen Rechnungs-

legung nicht ausreichen, um Staatsfinanzen im Rahmen politischer Prozesse bewer-

ten und deren Potenzial als Steuerungsinstrument nutzen zu können. Seit Ende der 

1990er Jahre fördern internationale (IPSASB o. J.) und europäische Organisationen 

(EPSAS o. J.) und seit den 2000er Jahren auch nationale Initiativen (KGSt o. J.) die 

Modernisierung der öffentlichen Rechnungslegung. Das kamerale Haushaltswesen, 

das auf Überschuss und Fehlbetrag und auf die Geldströme fokussiert, wird zuneh-

mend umgestellt auf das doppische System (für Überblick s. Burth/Gnädinger 2013). 

Außerdem werden Haushalte neu strukturiert und durch Berichtsteile ergänzt, in 

denen die Mittelverteilung begründet, die beabsichtigten Wirkungen dargestellt 

und die Ergebnisse ausgewiesen werden. 

Es gibt zwei systematische Ansätze im öffentlichen Rechnungswesen:	   

die Kameralistik und die Doppik.

Die Kameralistik ist der traditionelle Ansatz, der vor allem die Geldflüsse abbildet. 

Zentrale Aspekte umfassen die Einnahmen und Ausgaben und deren Saldo. Sie wird 

heute teilweise mit Instrumenten der modernen Buchführung, wie der Kosten-
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GENDER	
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Haushaltspolitik

• Transparenz

• Wirkungsorientierung

• Steuern mit Haushalt

Gleichstellungspolitik	
für Frauen und Männer

• Freiheit von Diskriminierung

• gleiche Teilhabe, u.a. an gesell- 
schaftlichen Ressourcen 

• Ausgleich von Benachteiligung 

Abbildung 1: Gender Budgeting für moderne und gleichstellungsorientierte Haushaltsführung

Quelle: eigene Darstellung
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Gerade Frauen, die allgemein ein höheres Risiko für Altersarmut zeigen (Javad 2015), 

profitierten von der Förderung der betrieblichen Altersversorgung nicht. Umfang-

reiche Mittel wurden zur Verfügung gestellt bzw. wurde auf staatliche Einnahmen 

verzichtet, ohne die gewünschte Wirkung zu erzielen. Das Problem, dass Gering-

verdiener ausgeschlossen waren, führte zur kritischen Überprüfung der Gestaltung 

der betrieblichen Altersversorgung (Kiesewetter et al. 2016). Eine Analyse aus 

Gender-Budgeting-Perspektive (Spangenberg 2013) zeigt, wie gleichstellungsrele-

vant diese Fehlkonstruktion war. Die Politik plant inzwischen, mit einer Reform 

(Betriebsrentenstärkungsgesetz) nachzubessern.  

Gender Budgeting Analysen der staatlichen Ausgabenseite 	
(Zuwendungen und Zuschüsse) 	

Beispiel 3 — Sportförderung 
In Erhebungen zu dem Sportverhalten und den Bedarfen von Männern und Frauen 

im Berliner Bezirk Marzahn-Hellersdorf wurde deutlich, dass die öffentlich geför-

derten Sportvereine viele attraktive Möglichkeiten für Männer und Jungen und 

weniger für Frauen und Mädchen bieten: Nur 30 Prozent der Mitglieder der Sport-

vereine sind weiblich. Zusätzlich zu einer großzügigen finanziellen Förderung wird 

Sport auch noch durch eine vergünstigte Vermietung öffentlicher Plätze subventi-

oniert, was Mindereinnahmen für den Bezirk bedeutet. Während Männer und 

Jungen also vielfältig von öffentlichen Geldern für ihre Freizeitgestaltung profitieren, 

sind die Ausgaben für Sport bei Frauen und Mädchen privatisiert: Sie suchen und 

bezahlen privat gewerbliche Sportangebote z. B. bei Fitness-, Yoga-, Tanz- und 

Rehabilitationsstudios. Der Bezirk hat sich aufgrund dieser einseitigen Verteilung 

öffentlicher Mittel entschlossen, Gelder für Bürgerinnen zu reservieren. Es wurde 

ein Angebot entwickelt, das sich zur Abwechslung explizit an den Sport- und Frei-

zeitbedarfen von Frauen und Mädchen ausrichtet: Eine Sporthalle wurde als Frau-

ensporthalle konzipiert. Die Frauensporthalle Marzahn-Hellersdorf ist an fünf der 

sieben Tage für Frauen- und Mädchensport reserviert, die anderen Tage sind für 

gemischte Gruppen offen (Frauensporthalle o. J.). Das Projekt wurde im Rahmen 

eines Wettbewerbs zu Gender-Budgeting-Verfahren prämiert (Bezirksamt Marzahn-

Hellersdorf o. J.; s. hierzu auch das Beispiel zu Berlin weiter unten). Durch Gender 

Budgeting wurde eine eklatante, aber bisher unhinterfragte Fehlverteilung sichtbar 

und es wurden Maßnahmen entwickelt, um gleichstellungspolitisch gegenzusteuern.  

Beispiel 4 — Europäischer Sozialfonds 
Mit dem Europäischen Sozialfonds (ESF) finanziert die Europäische Union Projekte im 

Bereich der Arbeitsmarktpolitik, wie zum Beispiel zur Qualifizierung. Den Mitglieds-

ländern werden jeweils Mittel bereitgestellt, um die Ziele des Sozialfonds zu fördern. 

Folgende Beispiele aus Deutschland zeigen, wie Gender Budgeting indirekte Diskri-

minierungen und verfehlte Wirkungen analysiert und mehr Gerechtigkeit und 

Zweckorientierung durch einen korrigierten Mitteleinsatz möglich macht.

Gender-Budgeting-Analysen der staatlichen Einnahmeseite 	
(Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) (IMF 2016) 

Beispiel 1 — Einkommensteuer und Sozialversicherungen  
Das Ehegattensplitting privilegiert die Einverdienerehe und setzt beschäftigungspo-

litisch Fehlanreize. Je ungleicher zwei Ehepartner_innen Geld verdienen, umso mehr 

können sie als Haushalt Steuern sparen. Die typischen Lohnsteuerklassen in Ehen 

(III und IV) belasten gleichzeitig den Lohn des Zweitverdieners überproportional mit 

Steuern, während sie den Lohn des Hauptverdieners überproportional entlasten. 

Durch die Verteilung der Steuerlast lohnt sich die Arbeitsaufnahme für eine/n Zweit-

verdiener_in – meist die hinzuverdienende Ehefrau – oft nicht. Diese Steuersubven-

tion traditioneller Arbeitsteilungen in Ehen und Familien wirkt sich auch auf die 

soziale Absicherung aus. Ansprüche aus der Sozialversicherung werden aus dem 

Lohn nach Abzug der Steuern berechnet (Nettolohnprinzip), so dass aufgrund der 

ungleichen steuerlichen Belastung die Ansprüche an die Sozialversicherung inner-

halb der Ehe vom Zweitverdiener (oftmals von der geringer verdienenden Ehefrau) 

hin zum Hauptverdiener verteilt werden. Die Gender-Budgeting-Perspektive zeigt, 

dass dieses System die gleichberechtigte Teilhabe an Familienzeit und an existenz-

sichernder Beschäftigung für Männer und Frauen erschwert. Gleichzeitig werden 

Ehemodelle, die auf einen Ausgleich von Erwerbs- und Familienarbeit für beide 

Partner_innen abzielen, negativ sanktioniert (ausführlich: Spangenberg 2011).

Beispiel 2 — Steuerliche Förderung der Altersvorsorge 
Durch die steuerliche Förderung der betrieblichen Altersversorgung werden private 

Einzahlungen zu bestimmten Altersversicherungen bis zu einer gewissen Höhe 

steuer- und sozialversicherungsfrei gestellt. Dem Staat und den Sozialversicherungs-

systemen entgehen so Einnahmen. Dafür setzt es aber den gewünschten Verhal-

tensanreiz in der Bevölkerung, die Lücken, die durch die Entwicklung in der gesetz-

lichen Rente entstehen, privat auszugleichen. Frauen arbeiten sehr viel häufiger in 

„atypischen Beschäftigungsverhältnissen“ – also als geringfügig Beschäftigte, in 

Teilzeit und in niedrigen Einkommensgruppen. Außerdem sind sie eher in kleinen 

bis mittleren Betrieben vertreten. Die Förderung war so ausgestaltet, dass sie vor 

allem für Beschäftigte in „Normalarbeitsverhältnissen“ (mit Tarifvertrag, Vollzeit, 

unbefristet) und für große Betriebe attraktiv und sinnvoll war. Die steuerliche För-

derung ging darum an Frauen vorbei. Das Ziel, Lücken in der Altersversorgung dort 

zu schließen, wo sie am größten sind, wurde mit dieser Ausgestaltung nicht erreicht: 
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Während der Begleitung des ESF-Bundesprogramms durch die Agentur für Gleichstel-

lung im ESF in der Förderperiode 2007 – 2013 (mit einem Volumen von 9,4 Milliarden 

Euro) wurden Gender-Budgeting-Analysen durchgeführt (ESF o. J.). Die Ergebnisse 

zeigten, dass Frauen zwar inzwischen insgesamt über die Hälfte der Teilnehmenden 

ausmachten, sie aber nur knapp 48 Prozent der Mittel erhielten. Für Frauen wurden im 

Durchschnitt pro Kopf deutlich weniger Mittel als für Männer ausgegeben: Eine Frau 

erhielt im Durchschnitt nur jeweils 70 Prozent dessen, was in einen Mann investiert 

wurde. In vorhergehenden Förderperioden lag das Pro‑Kopf-Verhältnis mit 88 Prozent 

noch deutlich höher, während gleichzeitig der Anteil von Frauen in der Förderung ge-

ringer ausfiel. Die erhöhte Teilnahme von Frauen ging also mit einer Verringerung der 

ihnen pro Kopf zur Verfügung gestellten Mittel einher (Frey/Savioli 2013, S. 14). 		

Außerdem zeigte sich, dass Programme mit einer hohen Beteiligung von Männern umso 

besser ausgestattet waren, je mehr Männer prozentual daran teilnahmen. In Projekten, 

in denen der Männeranteil bei ca. 58  Prozent lag, wurden durchschnittlich 14.395 € 

pro Kopf ausgegeben. In explizit gleichstellungspolitischen Maßnahmen mit sehr hohem 

Frauenanteil standen den Teilnehmerinnen nur durchschnittlich 90 € zur Verfügung, 

was lediglich 8 Prozent der durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben bedeutet.	  

Die Gender-Budgeting-Analyse zeigt große Verteilungsungerechtigkeiten auf, die 

darauf verweisen, dass die Geldverteilung ungleiche Geschlechterverhältnisse verfestigt 

und die Mittel zumindest zu einem Teil nicht bedarfsgerecht eingesetzt wurden.  

Die Beispiele verdeutlichen: Gender Budgeting ermöglicht es, dass 

•	 der Staatsauftrag zur Gleichstellung von Männern und Frauen auch 

durch das mächtige Instrument der Budgetpolitik umgesetzt wird  

−− öffentliche Gelder werden so eingesetzt, dass sie einen positiven Beitrag 

für Gleichstellung leisten 

•	 auch über die Budgetpolitik zur Gleichbehandlung von Männern und 

Frauen beigetragen wird 

−− Mittel werden gerecht und bedarfsorientiert zwischen Frauen und Männern 

verteilt (Verteilungsgerechtigkeit) 

−− die Mittelverteilung wird so geplant, dass die Wirkungen Männern und 

Frauen gleichermaßen treffen (Wirkungsgerechtigkeit)  

•	 der öffentliche Haushalt im Sinne guter Regierungsführung geplant 

und verwaltet wird

−− die Verteilung und die Wirkungen öffentlicher Gelder werden – geschlech-

terdifferenziert und gleichstellungsorientiert – analysiert   

−− budgetpolitische Entscheidungen werden auf evidenzbasierter Grundlage 

(Ergebnisse von Analysen, Folgenabschätzungen etc.) getroffen

−− Haushaltsinformationen werden nach politischen Zielbereichen gleich-

stellungsrelevant aufbereitet und im Haushaltsplan zugänglich und trans-

parent dargestellt
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sowie die erläuternden Teile des Haushaltsplans können systematisch geschlech-

terdifferenziert und gleichstellungsorientiert erarbeitet werden. Gender Budgeting 

kann außerdem auf verschiedenen Ebenen des Budgets erfolgen: von der Mikroe-

bene einzelner Titel oder Produkte bis hin zu der aggregierteren Ebene von Einzel-

haushalten eines Ministeriums oder dem Gesamthaushalt einer Gebietskörperschaft. 

Eine Reform oder gar Änderung der Systematik der Rechnungslegung ist 

für Gender Budgeting nicht erforderlich. 

Beispiele für Instrumente bei der Durchführung von Gender Budgeting:

•	 gleichstellungsorientierte Analysen der Budgetstruktur 

•	 gleichstellungsorientierte Ausgabenprüfung (z. B. spending review) 

•	 gleichstellungsorientierte Bedarfsanalysen, Inzidenzanalysen, Wirkungs-

analysen als Grundlage für die Mittelveranschlagung 

•	 Leitfäden zur Ausrichtung fachlicher Ziele auf Gleichstellung und wir-

kungsorientierten Mitteleinsatz

•	 Analyse von Steuerungsbedarf bei der Mittelvergabe für die Zielerreichung 

(s. Downes et al. 2016, S. 18; allgemein zur Durchführung Gender-Budgeting-

Analyse Kuhl 2011)

Beispiele für die Institutionalisierung von Gender Budgeting
Gender Budgeting wird aktuell in mehr als 80 Ländern angewandt (für Regional-

studien s. Forschungsveröffentlichungen des Internationalen Währungsfonds; IMF 

o. J.). In fast der Hälfte der OECD-Länder, darunter die europäischen Staaten (Quinn 

2016) Belgien, Finnland, Island, Norwegen, Österreich, Spanien und Schweden, ist 

es formal-rechtlich verankert. In Deutschland wird Gender Budgeting in verschie-

denen Bundesländern (z. B. Berlin seit 2002, Bremen seit 2004, Baden-Württemberg 

seit 2009, Rheinland-Pfalz seit 2010, Niedersachsen seit 2013) und Kommunen 

(z. B. München seit 2005, Laatzen seit 2009, Freiburg i. Breisgau seit 2010, Müns-

ter seit 2013) umgesetzt (Genderbüro 2014; Haushaltssteurung.de o. J.). 

Folgende Beispiele illustrieren unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Implemen-

tierung von Gender Budgeting. 

Modernisierung von Haushalten mit Gender Budgeting: Österreich 
Österreich hat die Umsetzung von Gender Budgeting als Teil der Haushaltsführung 

und als Bestandteil der Haushaltsgrundsätze in der Verfassung verankert und die 

entsprechenden Gesetze novelliert (ÖBMF o. J.). Im Rahmen einer umfassenden 

Reform des Haushalts hin zu wirkungsorientierter Haushaltssteuerung wurde Gen-

der Budgeting eingeführt (Steger 2010). Neben der Federführung der Reform durch 

Da Haushaltsprozesse sehr heterogene und komplexe Verfahren darstellen, hat sich 

im Rahmen der Umsetzung von Gender Budgeting eine große Bandbreite an un-

terschiedlichen Vorgehensweisen und Instrumenten für die jeweiligen Zielsetzungen 

und haushalterischen Kontexte entwickelt (Stotsky 2016). Die Anpassungsfähigkeit 

von Gender Budgeting erlaubt es, dass alle im Haushaltszyklus Beteiligten jeweils 

ihre Arbeit gleichstellungsorientiert ausrichten können (s. Abb. 2).

Oft wird behauptet, dass die gängigen Haushaltssystematiken, insbesondere tradi-

tionelle wie die Kameralistik (s. Kasten oben), nicht geeignet seien, um gleichstel-

lungsorientiert ausgerichtet zu werden. Gender Budgeting lässt sich aber in den 

unterschiedlichen Phasen des Haushaltszyklus in die verschiedenen Arbeitsschritte 

integrieren. Sowohl Einnahmen und Ausgaben in der Kameralistik als auch Erträge 

und Aufwendungen der Doppik können mit Gender Budgeting daraufhin geprüft 

werden, ob sie geschlechtergerecht verteilt werden und welchen gleichstellungs-

politischen Effekt sie haben. Folgenabschätzungen und Analysen zur Wirkungsori-

entierung (z. B. Spending Reviews, budgetorientierte Gesetzesfolgenabschätzungen) 
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Haushaltsplan ausgewiesen werden. Nach einer Pilotphase wurde 2005 die sukzes-

sive Ausweitung der durch Gender Budgeting erfassten Titel bzw. Produkte verein-

bart. Im Rahmen der verstärkten zielorientierten Steuerung, die seit 2011 mit Gen-

der Budgeting erreicht werden soll, hat die Verwaltung einen Leitfaden für Gender 

Budgeting entwickelt (Senatsverwaltung für Finanzen 2016). Um Anreize für inno-

vative Projekte zu setzen, werden verwaltungsintern Wettbewerbe zur gleichstel-

lungsorientierten Mittelverwendung ausgelobt.

Beispiele für Aufgaben bei der Institutionalisierung von Gender Budgeting:

•	 Lenkungsgruppen unter Vorsitz von Finanzressort und Ressort für Gleich-

stellung einrichten

•	 gleichstellungspolitische und haushalterische Kompetenz in Steuerungs-

gruppen zusammenführen 

•	 ressortübergreifende Arbeitsstrukturen organisieren 

•	 Haushaltsaufstellungsrundschreiben mit Vorgaben zu Gender Budgeting 

ergänzen

•	 Berichtspflichten festlegen

•	 Kompetenz der Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung zu Gleichstel-

lung und Haushalt mit Schulungen fördern 

das Finanzministerium steht die ressort- und bundesinstitutionen-übergreifende 

Arbeitsgruppe für Gender Mainstreaming/Budgeting für die Begleitung und Evalu-

ierung der Umsetzung zur Verfügung (IMAG o. J. b). Die Erwartungen an Gender 

Budgeting als Analyse- und Steuerungsinstrument beinhalten, dass direkte Vertei-

lungseffekte und Auswirkungen auf die Beschäftigung, auf unbezahlte bzw. ehren-

amtliche Arbeit und weitere gleichstellungsrelevante Aspekte systematisch erhoben 

werden. Die Ministerien müssen im Prozess der Haushaltsaufstellung Wirkungszie-

le für die Ausgaben definieren, wobei ein Wirkungsziel aus dem Ziel der Gleichstel-

lung von Männern und Frauen abzuleiten ist. Die Gender-Budgeting-Informationen 

sind in den Veröffentlichungen zum Haushalt integriert.  

Integration von Folgen- und Wirkungsorientierung durch Gender 
Budgeting: Spanien und Belgien
Belgien (2007) und Spanien (2009) haben aufgrund internationaler und nationaler 

Verpflichtungen, die tatsächliche Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern, 

Gesetze zu Gender Budgeting erlassen. Die Finanzministerien haben eine koordi-

nierende Funktion und steuern über die gängigen Instrumente wie die Haushalts-

gesetze und Haushaltsaufstellungsschreiben, in denen die Vorgaben für die Daten-

zulieferung für den Haushaltsplan zu finden sind. In beiden Ländern müssen die 

Budgetverantwortlichen der Ministerien für ihre Ausgaben eine gleichstellungsori-

entierte Folgenabschätzung (Gender Impact Assessment) durchführen und Maß-

nahmen zur verteilungs- und wirkungsgerechten Mittelbewirtschaftung darlegen. 

In Spanien wird darüber hinaus die Verknüpfung der Mittelverwendung mit Zielset-

zungen des nationalen Strategieplans für Chancengleichheit gefordert (INMUYER o. J.). 

Die Informationen werden vom Finanzministerium gesammelt und zum Teil im 

Haushaltsplan integriert, zum Teil in eigenen Berichtsteilen veröffentlicht. In Belgien 

steht den Beschäftigten der Ministerien eine staatliche Transfer- und Servicestelle für 

Gleichstellungspolitik (IEWM o. J.), in Spanien eine interministerielle Arbeitsgruppe 

zur Begleitung, Beratung und z. T. Kontrolle (Belgien) zur Seite.  

Zielorientierte Steuerung mit Gender Budgeting: Berlin 
Das Land Berlin setzt Gender Budgeting nach einem Abgeordnetenbeschluss seit 

2002 in seinem kameralen Haushaltsystem der Senatsverwaltung und in den dop-

pisch ausgerichteten Produkthaushalten der Bezirke um. Die Senatsverwaltung für 

Finanzen (Senatsverwaltung für Finanzen o. J.) und die Landesgeschäftsstelle für 

Gleichstellung (SenPGP o. J.) leiten hierfür gemeinsam eine ressort- und ebenen-

übergreifende Arbeitsgruppe. Das Konzept in Berlin beinhaltet die Auswertung von 

Umsetzungserfahrungen zur Weiterentwicklung des Prozesses. Die gleichstellungs-

orientierte Zieldefinition der Mittelvergabe und die Steuerungsoptionen der Ver-

waltung sind zentrale Informationen, die im Rahmen von Gender Budgeting im 
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Die Bundesrepublik Deutschland wird regelmäßig und seit Jahren von internationalen 

Organisationen, wie z. B. der OECD (OECD o. J.), auf ein Umsetzungsdefizit in der 

Gleichstellung von Männern und Frauen (und auf diskriminierende Gesetze und 

Regelungen) hingewiesen. Deutschland erreicht im Bereich Gleichstellung im 

europäischen Vergleich nur Mittelmaß (Europäisches Parlament, 2015, S. 5). 

Auch nationale Organisationen (DJB o. J.) und die Berichterstattung der Bun-

desregierung (Gleichstellungsbericht o. J.) weisen auf großen Handlungsbedarf 

hin. Eine wichtige Ursache für dieses Demokratiedefizit ist die „Geschlechterblindheit“ 

in der Politikgestaltung: Gesetze und Regelungen werden zwar vermeintlich ge-

schlechtsneutral gehalten, sind tatsächlich aber geschlechterblind. Sie werden impli-

zit an männlichen Normalbiographien und Lebenslagen ausgerichtet, die aktuellen 

Geschlechterverhältnisse und -differenzen werden nicht systematisch berücksichtigt. 

Dabei sind Lebensverläufe weiterhin deutlich geschlechtlich differenziert und tradier-

te Rollenmuster und -erwartungen bestehen fort. In Deutschland ist der Arbeitsmarkt 

stark geschlechtlich segregiert und auch die Zeit, die für Erwerbs- und Sorgearbeit 

aufgewendet wird, ist zwischen Männern und Frauen ungleich verteilt. Hieraus resul-

tieren geschlechtlich unterschiedliche Armutsrisiken und Partizipationschancen, z. B. 

in Familien oder in Machtzentren wie Führungspositionen. Vermeintlich neutrale 

politische Entscheidungen haben sehr unterschiedliche, oft diskriminierende Auswir-

kungen auf Männer und Frauen, wenn die ungleichen Machtverhältnisse, Ausgangs-

bedingungen und Lebenslagen zwischen den Geschlechtern nicht ausreichend be-

rücksichtigt werden. Gender Budgeting ist der Ansatz, um diese Wirkungen mit dem 

Mittel der Haushaltspolitik systematisch zu identifizieren und auszuschließen. 

Die Bundesregierung hatte im Rahmen der Einführung von Gender Mainstreaming in 

die Bundesverwaltung in den Jahren 2000 – 2004 eine Machbarkeitsstudie zu Gender 

Budgeting (Färber et al. 2006) in Auftrag gegeben, in der die Einführung und Umset-

zung für den Bundeshaushalt erarbeitet wurden. Die Regierung sieht transparente 

Haushaltssysteme, die die Umsetzung der Menschenrechte und die politische Teilha-

be aller Bevölkerungsgruppen fördern, als Kernelement guter Regierungsführung 

(„Good Financial Governance“ als Teil von „Good Governance“) (BMZ o. J.). 

Bislang lässt sich bezüglich der Umsetzung einer so ausgerichteten guten Finanzre-

gierungsführung mit Gender Budgeting auf Bundesebene dennoch kein Fortschritt 

konstatieren. Auf die internationalen Entwicklungen zur Modernisierung der Rech-

nungslegung von öffentlichen Haushalten reagierten in Deutschland vor allem die 

Kommunen und Länder, während der Bund sein kamerales System beibehält und nur 

sehr behutsam erweitert (BMF o. J. a; OECD 2014). Dennoch zeigen sich Tendenzen, 

dass der Bundeshaushalt nun verstärkt inhaltlich ausgerichtet werden soll, z. B. durch 
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die Struktur der Darstellung und durch Erläuterungen, in denen auch Zielsetzungen 

und Ergebnisse der Mittelverwendung sichtbarer werden. Aktuell leitet das Finanz-

ministerium Projekte an, um Wirkungsanalysen für die Haushaltsplanung ausgewähl-

ter Ressorts zu nutzen (BMF o. J. b). Dies ist die Gelegenheit, um bei der Planung und 

Verwendung öffentlicher Ressourcen dem grundgesetzlichen Auftrag der Förderung 

von Gleichstellung durch den Staat gerecht zu werden. 

Das Potenzial von Gender Budgeting ist auch auf der Bundesebene zu nutzen 

(Sachverständigenkommission 2017, S. 178 u. 188), damit

•	 der öffentliche Haushalt aktiver für die demokratische Entwicklung der Ge-

sellschaft und als Mittel der demokratischen Kontrolle und Informationspflicht 

der Regierung genutzt wird, 

•	 die Mittelvergabe an den realen Lebenslagen von Frauen und Männern und 

den damit verbundenen gesellschaftlichen Herausforderungen wie der Um-

setzung von Gleichstellung ausgerichtet wird, 

•	 Gelder gerechter, wirkungsorientierter und damit auch effizienter eingesetzt 

werden, 

•	 der staatliche Auftrag, die tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern zu fördern sowie bestehende Nachteile zu beseitigen, durch die 

Budgetpolitik und deren Verfahren umgesetzt wird. 

 

Der bisherige Stillstand bei der Umsetzung von Gender Budgeting hat vielfältige 

Gründe. Hierzu gehört eine geringe Befähigung der Ministerialbürokratie zu gleich-

stellungsorientiertem Arbeiten (Gender Kompetenz), die nicht zuletzt dadurch zu-

stande kommt, dass klare politische Vorgaben fehlen. Auch bedarf es institutioneller 

Strukturen, um das vorhandene Wissen für (gleichstellungsorientierte) Gesetzesfolgen-

abschätzungen systematisch in die Verwaltung einzubringen und Gleichstellung als 

regelhafte Querschnittsaufgabe der Ressorts (Gender Mainstreaming) zu integrieren. 

Darüber hinaus gilt Gleichstellung irrigerweise vielfach als erreicht und als nicht in 

Frage stehender demokratischer Standard. Ein explizites Engagement dafür wird 

darum für erlässlich gehalten. Die aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen sorgen 

dafür, dass die Haltung zu fortschrittlichen Geschlechterverhältnissen wieder als 

Gretchenfrage der Demokratie taugt.

Es ist Zeit für ein klares politisches Bekenntnis auf Bundesebene für die Um-

setzung von Gleichstellung auch mit dem effektiven Mittel der Budgetpolitik. 
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2. Für die Implementierungsphase: politisches Top-down sichern 
und Verwaltung befähigen 

•	 Schaffung rechtlicher Grundlagen für Gender Budgeting 

−− Parlamentarischer Beschluss zu Gender Budgeting (inklusive Zeitplan)

−− Berichtspflichten, die auch der Kontrolle durch die interessierte Öffent-

lichkeit dienen 

−− Novellierung des Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Bundeshaushalts-

ordnung, um die Lenkungsfunktion des Haushaltes und die demokratische 

Kontrollfunktion sichtbar zu machen und zu stärken (z. B. Ergänzungen 

zu Wirkung bzw. Bedeutung des Haushalts, s. Österreich) 

•	 Sicherung des parlamentarischen Sachverstands für die Zeit nach einem 

politischen Beschluss, z. B. durch Fortbildungen

•	 Strategieentwicklung zur Implementierung von Gender Budgeting in der 

Bundesverwaltung 

−− Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle für Gender Budgeting 

vom Bundesministerium für Finanzen (BMF), Bundesministerium für Fa-

milie, Senioren, Frauen und Jugend im Bundeskanzleramt oder BMF zur 

Sicherung von Top-down-Prozessen und zur Zusammenführung von Gleich-

stellungs- und Budgetkompetenz und fachlicher Weisungskompetenz 

−− Ausstattung der Geschäftsstelle mit Kompetenzen für die Erarbeitung 

eines Konzepts und die Organisation der Implementation in der Bundes-

verwaltung 

−− Organisieren einer ressortübergreifenden Zusammenarbeit zum Aufbau 

und Austausch verwaltungsinternen Wissens auf Leitungs- und Arbeits-

ebene 

−− Einrichtung einer unabhängigen Beratungs-, Service- und Transferstelle 

für die bundesweite Bündelung von Expertise, Koordinierung geeigneter 

Kooperationsstrukturen mit externen sowie Gender Budgeting erfahrenen 

Verwaltungen und die Auswertung internationaler sowie nationaler Er-

fahrungen (vgl. Sachverständigenkommission 2017, S. 177).

•	 Integration von Gender Budgeting in die Regierungsarbeit

−− Integration von Gender Budgeting in aktuelle Modernisierungsinitiativen:  

>> Durchführung aller Neuerungen im Bundeshaushalt durchgängig ge-

schlechterdifferenziert und gleichstellungsorientiert (Anwendung GGO 

§ 2 auch durch das BMF, z. B. bei „Spending-Review“-Verfahren, und 

Darstellung der Wirkungsziele nach der „2+2-Regel“)

1. Gender Budgeting zur Aufgabe moderner Regierungsführung 
(Good Governance) machen
Gender Budgeting ist noch nicht fest und sichtbar auf der bundespolitischen Agen-

da platziert, obwohl es in Parteien und im Bundestag unterschiedliche Initiativen 

hierfür gab. Die Geschichte gleichstellungspolitischer Meilensteine und internatio-

nale Beispiele zu Gender Budgeting lassen erkennen, dass insbesondere institutio-

nenübergreifende Zusammenschlüsse von Akteur_innen (Parteien, Expert_innen, 

Verwaltung, Frauengruppen  ...) erfolgversprechend sind. Gleichzeitig zeigt sich, 

dass der Gender-Budgeting-Prozess das kontinuierliche Engagement von Seiten der 

Parlamentarier_innen braucht, die die Verwaltung nach den konkreten Ergebnissen 

des Gender Budgeting befragen. Eine Herstellung öffentlicher Aufmerksamkeit für 

Gender Budgeting ist untentbehrlich, um den Prozess in Gang zu halten. Um dies 

zu ermöglichen bedarf es 

•	 der Vernetzung der frauen- und gleichstellungspolitisch interessierten 

Parlamentarier_innen im Finanzausschuss, 

•	 der Befähigung von gleichstellungs- und frauenpolitisch interessierten 

Parlamentarier_innen für den Bereich Haushaltspolitik, z. B. durch Fort-

bildung,

•	 der gezielten Entsendung frauen- und gleichstellungspolitisch interes-

sierter Parlamentarier_innen in Finanzausschüsse, 

•	 der Organisation eines institutionenübergreifenden Netzwerks, um zi-

vilgesellschaftliches Engagement, Sachverstand zu Gender Budgeting 

und parteipolitische Akteur_innen zu bündeln (analog der Gender-Bud-

geting-Initiativen im Ausland, Berlin etc.), 

•	 einer parteiübergreifenden Initiative für die Verabschiedung von Rechts-

grundlagen für Gender Budgeting,

•	 der Bildung von Gender-Budgeting-Arbeitsgruppen in den Fraktionen, 

um nach der Implementierung parlamentarisches Interesse als Voraus-

setzung einer aktiven Arbeit der Verwaltung sicherzustellen, 

•	 der Fortbildung für den wissenschaftlichen Dienst des Bundestages zu 

Gender Mainstreaming und Gender Budgeting. 
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>> Besetzung der Beratungsgremien des BMF entsprechend dem Gremi-

enbesetzungsgesetz sowie Integration von hinsichtlich Gender Bud-

geting kompetenten Fachleuten (aus Verwaltungen auch anderer 

Gebietskörperschaften, externe Beratung)  

−− Prüfung aller (v. a. im Rahmen der Initiativen zur besseren Wirkungsori-

entierung) geplanten Umschichtungen oder Kürzungen finanzieller Mittel 

auf die Auswirkung auf Gleichstellung 

−− Ergänzung der Einzelpläne der Ministerien durch Anhang zum Quer-

schnittsziel Gleichstellung mit zusammenfassender gleichstellungspoliti-

scher Bewertung des gesamten Bundeshalts

−− Integration in Aktivitäten der Verwaltungsmodernisierung: insbesondere 

die Integration von Gleichstellung als Querschnittsaufgabe entsprechend 

GGO § 2 

−− Integration von Gender-Budgeting-Kriterien (Verteilungs- und Wirkungs-

gerechtigkeit) bei Gesetzesfolgenabschätzungen, ex post und begleiten-

de Bewertungsverfahren. 

•	 Kompetenzentwicklung für Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung in 

den Aufgabenfeldern „gleichstellungsorientierte Facharbeit“ und „fi-

nanzpolitische Steuerung“
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